
Vogt sorgte dafür, daß andere Klagen nicht an das lothringische Gericht
gelangten: wer unerlaubt beim Kastenvogt klagte, sollte vom Vogt hart bestraft
werden, damit kein anderer mehr den Wunsch dazu verspürte. Dem Nieder¬
gericht stand der Meier der Äbtissin vor, Vertreter des Vogtes und des Kasten¬
vogtes durften aber an den Sitzungen und an den Urteilsberatungen teilneh¬
men, sie waren sogar vom Meier einzuladen. Ein weiteres Recht des Kasten¬
vogtes war das Landgeschrei sowohl bei einer Notlage als auch, um dem
Bischof von Metz zu Hilfe zu kommen074

. Der Vogt hatte Anteil an Nieder¬
gerichtsbußen, bezog Vogteiabgaben und durfte Frevel gegen sich selbständig
ohne Mitwirkung der Grundherrin oder des Kastenvogtes ahnden.
Offenbar besaßen beide Seiten keine anderen Beweismittel, denn mit in das
Protokoll aufgenommen ist die Übergabe zweier Schriftstücke durch die
Äbtissin an die Kommission: das eine enthielt die Rechte des Kastenvogts,
das andere die des Vogts entsprechend den Weistümern. Nach 1464 hört man
nichts mehr von diesen Auseinandersetzungen, sie waren aber keineswegs
endgültig beigelegt und flammten so nach dem Kauf Saaraibens und der
Kastenvogtei durch Lothringen und dem de-facto-Einzug des Klosterbesitzes
durch die Grafschaft Saarbrücken um die Mitte des 16. Jahrhunderts mit
aller Heftigkeit wieder auf. Lothringen legte der Kommission eine Zusammen¬
stellung seiner Gerechtigkeiten in Herbitzheim und Keskastel vor
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. Es
berief sich zwar nicht ausdrücklich auf die damals rund hundert Jahre alten
Weistümer, bezog sich aber unzweifelhaft darauf:
Die von ihm beanspruchten Rechte entsprechen deren Inhalt, und es wird
der Schluß gezogen, als ein landt- und oberherr habe Lothringen und nicht
Saarbrücken das Klostergut nach dem Aussterben des Konventes einzuziehen.
In ihrer Antwort bezogen sich die nassauischen Vertreter ebenfalls auf die
Schöffenweistümer070 , kamen aber zu anderen Schlüssen:

1. Während Lothringen aus der Weisung über die fünf Dinge eine Gerichts¬
barkeit über alle blutigen Wunden herleiten will, versucht Nassau die
Bestimmung allein auf die genannten Fälle zu beschränken, während es
selbst über geringere Frevel wie bludtriß zu urteilen hätte. Diese Auslegung
war durch die Unklarheit des Wortes meisseiwunden möglich geworden 077 .

2. Lothringen zieht aus den Weisungen über das Landgeschrei den Schluß,
daß es allein die Reisfolge beanspruchen kann, im Gegensatz dazu ver¬
suchen die Saarbrücker Vertreter, die altertümlichen Bestimmungen wört¬
lich auszulegen: nur wenn der Bischof von Metz die Stadt Alben schützen
will, müssen die Herbitzheimer einen Tag und eine Nacht nachfolgen. Da
Saaralben nicht mehr zum Besitz des Bischofs gehörte, war die Weisung de
facto gegenstandslos geworden, während Nassau unabhängig vom Weistum
Anspruch auf Reis erhob.

674 sannt Stejjans erbe zu beschützen, eine anachronistische Bestimmung.
675 StAK (LAS) 22/2325, 478—480.
676 StAK (LAS) 22/2325, 403—406.
677 Vgl. oben Kap. 4. 2.
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